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Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt  
vom 07.10.2024 (Az.: 01578-24) 

 
Vorhaben/Betreff: Anbringung einer Kaltvergla-
sung am bestehenden Balkon (Loggia) als Wind- 
und Wetterschutz 
 
Grundstück: 
Ingolstadt, Fontanestraße 17 
Gemarkung: Ingolstadt 
Flur-Nr.: 3621/5 
 
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine 
Genehmigung (Bescheid vom 07.10.2024). Geplant 
ist die Anbringung einer Kaltverglasung am beste-
henden Balkon (Loggia) als Wind- und Wetter-
schutz. 

Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt In-
golstadt alle benachbarten Grundstückseigentü-
mer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die 
o.a. genehmigten Planunterlagen beim Bauord-
nungsamt der Stadt Ingolstadt eingesehen werden 
können. Rechtsgrundlage für diese Veröffentli-
chung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO). 
 
Grundsätzlich werden die Planunterlagen in digita-
ler Form zur Verfügung gestellt. Wenden Sie sich 
bitte hierfür vorab per E-Mail an bauordnungs-
mat@ingolstadt.de. Sollten Sie hierzu keine Mög-
lichkeit haben, vereinbaren Sie bitte einen Termin 
mit dem Planannahmebüro:  
nördlich der Donau; Tel. 0841/305-2207  
und südlich der Donau; Tel. 0841/305-2206. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
München in 80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung  
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen!  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen.  
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig.  
 
 
 
 

http://www.ingolstadt.de/amtliche
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Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt  
vom 10.10.2024 (Az.: 01520-24) 

 
Vorhaben/Betreff: Neubau eines 10-Fam-Wohn-
hauses mit 2 Eingängen, TG, 4 Stellplätzen und 
Freiflächenplan 
 
Grundstück: 
Ingolstadt, Wallensteinstraße 73, 73a 
Gemarkung: Unsernherrn 
Flur-Nr.: 298 
 
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine 
Genehmigung (Bescheid vom 10.10.2024). Geplant 
ist der Neubau eines 10-Fam-Wohnhauses mit 2 
Eingängen, TG, 4 Stellplätzen und Freiflächenplan.  
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt In-
golstadt alle benachbarten Grundstückseigentü-
mer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die 
o.a. genehmigten Planunterlagen beim Bauord-
nungsamt der Stadt Ingolstadt eingesehen werden 
können. Rechtsgrundlage für diese Veröffentli-
chung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO).  
Grundsätzlich werden die Planunterlagen in digita-
ler Form zur Verfügung gestellt. Wenden Sie sich 
bitte hierfür vorab per E-Mail an bauordnungs-
mat@ingolstadt.de. Sollten Sie hierzu keine Mög-
lichkeit haben, vereinbaren Sie bitte einen Termin 
mit dem Planannahmebüro  
(nördlich der Donau; Tel. 0841/305-2207  
und südlich der Donau; Tel. 0841/305-2206). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
München in 80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung  
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen!  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen.  

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig.  
 
 

______________________________ 
 

Verkauf von Baugrundstücken 
 

Die Stadt Ingolstadt verkauft Baugrundstücke in 
dem Baugebiet „Ringsee – Südlich Grünewald-
straße“ ausschließlich an Privatpersonen zur Ei-
gennutzung. 
Nähere Informationen zu den Grundstücken und 
dem Bewerbungsverfahren finden Sie unter 
www.ingolstadt.de/bauplatz 
Auskünfte erteilt das Liegenschaftsamt,  
Rathauspatz 1, 85049 Ingolstadt;  
Tel. Nr.: 0841 305 1211,  
E-Mail: bauplatz@ingolstadt.de 
 
 

______________________________ 
 

Öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses  
VI – West  

 
Am Dienstag, 22.10.2024 findet um 19:00 Uhr eine 
öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses VI – 
West statt.  
Veranstaltungsort: Sportheim Irgertsheim, Irgerts-
heimer Straße 10, 85049 Ingolstadt 
 
Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung 
1. Starkregenereignis in Gerolfing am 14. August 

2024 Bericht Dr. Thomas Schwaiger, Vorstand 
Ingolstädter Kommunalbetriebe, IN-KB 

2. Bürgerhaushalt 
2.1. Bürgerhaushalt 2025 - Einbeziehung  
      Unterhaltskosten 
2.2 SC Irgertsheim Grünpflanzung Sportgelände 

und Sportgeräte 
2.3. Hundekotbeutelspender 
2.4. Zuschuss zum Kauf eines Luftgewehrs/ 

Lichtgewehrs für den Schützenverein Dünzlau 
2.5. Fahnenmasten für Pettenhofen 
3. Geschwindigkeit in der Gabelholzstraße und 

dem Mühlackerweg 
4. Reinigung Friedhof Dünzlau 
5. Wechsel des Stadtteilkümmerers 

http://www.ingolstadt.de/amtliche
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6. Befestigung der Bankette mit Rasengittersteinen 
– Ortsverbindungsstraße zwischen Pettenhofen 
und Irgertsheim 

7. Gemeinsame Stellungnahme zu Trinkwasser-
brunnen und Trinkwasserspender 

8. Verschiedenes 
 

Hans-Jürgen Binner 
Bezirksausschussvorsitzender 
 
 

______________________________ 
 

Öffentliche Ausschreibug 
 
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Brand- und Katastro-
phenschutz, beabsichtigt folgende Leistung nach 
UVgO in Öffentlicher Ausschreibung zu vergeben:  
Beschaffung 2 x EKG mit Patientenmonitor, Nr. 
337-0052-2024-U-IN  
Einreichungstermin: 01.11.2024 um 23:59 Uhr, 
Ausführungsort: Ingolstadt  
Abwicklung der Ausschreibung über die Zentr. 
Vergabestelle, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt,  
Tel. (0841) 305-2450,  
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de  
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabe-
plattform www.vergabe.bayern.de 
 
 

______________________________ 
 

 
Bekanntmachung Auwaldsee 

 
Teileinziehung des beschränkt-öffentlichen We-
ges „Weg rund um den Auwaldsee“ 
Die Stadt Ingolstadt beabsichtigt, den im Lageplan 
rot dargestellten Weg um den Auwaldsee mit der 
nachträglichen Widmungsbeschränkung „Verbot 
für Fahrzeuge aller Art, Radfahrer frei“ teileinzu-
ziehen. 
 
Widmung einer neuen Teilfläche des be-
schränkt-öffentlichen Weges „Weg rund um den 
Auwaldsee“ 
Der in der Stadt Ingolstadt, Regierungsbezirk 
Oberbayern, gelegene Weg (im Lageplan grün ge-
kennzeichnet) wird mit Beschluss vom 11.07.2024 
mit der Bekanntgabe als beschränkt-öffentlicher 
Weg, mit der oben beschriebenen Widmungsbe-
schränkung gewidmet und dem bestehenden „Weg 
rund um den Auwaldsee“ zugeschlagen. 

Widmung einer neuen Teilfläche des be-
schränkt-öffentlichen Weges „Weg zum Ostufer 
des Auwaldsees“ 
Der in der Stadt Ingolstadt, Regierungsbezirk 
Oberbayern, gelegene Weg (im Lageplan rechts in 
blau gekennzeichnet) wird mit Beschluss vom 
11.07.2024 mit der Bekanntgabe als beschränkt-öf-
fentlicher Weg, mit der oben beschriebenen Wid-
mungsbeschränkung gewidmet und dem bestehen-
den „Weg zum Ostufer des Aufwaldsees“ zuge-
schlagen. 
 
Widmung des beschränkt-öffentlichen Weges  
„Weg entlang des Schäferhundevereins“ 
Der in der Stadt Ingolstadt, Regierungsbezirk 
Oberbayern, gelegene Weg (im Lageplan links in 
blau gekennzeichnet) wird mit Beschluss vom 
11.07.2024 mit der Bekanntgabe als beschränkt-öf-
fentlicher Weg, mit der oben beschriebenen Wid-
mungsbeschränkung gewidmet. 
 

http://www.ingolstadt.de/amtliche
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Die Vorgänge können während der üblichen Öff-
nungszeiten im Tiefbauamt der Stadt Ingolstadt, 
Spitalstraße 3, Technisches Rathaus, im 4. Stock, 
Zimmer 402, eingesehen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
München in 80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München  
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München  
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 

______________________________ 
 

 
Ausschreibung im Offenen Verfahren 

 
Die Stadt Ingolstadt, Schulverwaltungsamt, beab-
sichtigt folgende Leistung nach VGV im Offenen 
Verfahren zu vergeben: Beförderung von Schü-
lern in Kleinbussen, Nr. 440-0023-2024-F-IN 
Einreichungstermin: 14.11.2024 um 10:45 Uhr, 
Ausführungsort: Ingolstadt  
Abwicklung der Ausschreibung über das Baurefe-
rat, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt  
Tel. (0841) 305-2446, Fax (0841) 305-2447,  
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de  
Auskünfte zur Ausschreibung über die Vergabe-
plattform www.vergabe.bayern.de 
 
 

______________________________ 
 

 
 

Jahresabschluss und Lagebericht 
für das Wirtschaftsjahr 2023 

der IFG Ingolstadt AöR 

 
Der Verwaltungsrat der IFG Ingolstadt AöR hat in 
seiner Sitzung am 22. Juli 2024 den vorgelegten 
Jahresabschluss und den Lagebericht der IFG In-
golstadt AöR für das Wirtschaftsjahr 2023 festge-
stellt und beschlossen, dass der Jahresverlust in 
Höhe von EUR 7.486.835,44 mit dem bestehenden 
Gewinnvortrag von EUR 3.805.439,56 verrechnet 
und zur Deckung des verbleibenden Verlustes in 
Höhe von 3.681.395,88 € die allgemeine Rücklage 
aufgelöst wird. Frau Wirtschaftsprüferin Adelheid 
Ruhl, Geschäftsführerin der Revisions- und Treu-
handgesellschaft mbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft, Ingolstadt, hat 
den Jahresabschluss geprüft und folgenden uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der IFG Ingolstadt 
Kommunalunternehmen Anstalt des öffentlichen 
Rechtes der Stadt Ingolstadt – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- 
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Dar-
über hinaus haben wir den Lagebericht der IFG In-
golstadt Kommunalunternehmen Anstalt des öffent-
lichen Rechtes der Stadt Ingolstadt für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-

len wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 
2023 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2023 und  

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den deutschen 

http://www.ingolstadt.de/amtliche
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gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.   

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Verwaltungsrates für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie 
in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungs-
legung und Vermögensschädigungen) oder Irrtü-
mern ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hin-
aus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grund-
lage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, 
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gege-
benheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften 
zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können.  
 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jah-
resabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

http://www.ingolstadt.de/amtliche
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Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus dolosen Handlun-
gen oder Irrtümern resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwar-
tet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus  
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlun-
gen resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als 
das Risiko, dass aus Irrtümern resultierende 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufge-
deckt werden, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prü-
fungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicher-
heit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 
an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen o-
der, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-
nen jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft 
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-
ren kann. 

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt 
des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Er-
eignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von 
der Lage der Gesellschaft. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungs-
nachweise vollziehen wir dabei insbesondere 
die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-
deutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstän-
diges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden An-
nahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorien-
tierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
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und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger be-
deutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
Ingolstadt, 14. Juni 202414. Juni 2024 
 
 RSV 
 Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH 
 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 

gez. Adelheid Ruhl 
Wirtschaftsprüferin 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht wer-
den von Montag, den 21. Oktober 2024, bis Frei-
tag, den 25. Oktober 2024, und von Montag, den 
28. Oktober bis Mittwoch, den 30. Oktober 2024, 
bei der IFG Ingolstadt AöR, Wagnerwirtsgasse 
2, 85049 Ingolstadt, im Zimmer 308/3. Stock, 
ausgelegt und können während dieser Zeit von 
10.00 Uhr bis 12.00 Uhr eingesehen werden. 
 
 

______________________________ 
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